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Öffentliche Bekanntmachung 

 
Allgemeinverfügung zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung  
der Übertragung von SARS-CoV-2 (»Corona-Virus«)  
hier: Umsetzung der aufsichtlichen Weisung zum Betretungsverbot Tages- und Nacht-
pflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, von tagesstrukturie-
renden Einrichtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstige 
vergleichbare Einrichtungen), für Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation sowie von 
interdisziplinären oder heilpädagogischen Frühförderstellen, heilpädagogischen Praxen 
und Autismuszentren ab Mittwoch 18.03.2020, zur Verhinderung der weiteren Ausbrei-
tung von SARS-CoV-2.  
 
Die Stadt Erwitte als örtliche Ordnungsbehörde, erlässt gem. § 28 IfSG i.V.m § 3 ZVO-
IfSG hiermit die folgende Allgemeinverfügung. 
 
1. Allen Nutzerinnen und Nutzern ist der Zutritt zu sämtlichen Tages- und Nacht-
pflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, tagesstruktu-
rierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe, Werkstätten, Tagesstätten oder 
sonstigen vergleichbaren Einrichtungen, sowie Einrichtungen der beruflichen Re-
habilitation ab dem 18.03.2020 zunächst bis zum 19.04.2020 zu versagen.  
 
Dies gilt insbesondere für Bildungseinrichtungen für berufsvorbereitende und 
ausbildende Maßnahmen, die sich an Menschen mit Behinderungen richten, wie 
z.B. Berufsbildungswerke, Berufsförderungswerke, Berufliche Trainingszentren.  
 
2. Ausgenommen sind Nutzerinnen und Nutzer, die im eigenen häuslichen Umfeld 
untergebracht sind und deren Betreuungs- oder Pflegeperson eine unverzichtbare 
Schlüsselperson ist. Die Pflege und/oder Betreuung soll erfolgen, sofern eine pri-
vate Betreuung insbesondere durch Familienangehörige oder die Ermöglichung 
flexibler Arbeitszeiten und Arbeitsgestaltung (beispielsweise Home-Office) nicht 
gewährleistet werden kann.  
 
Schlüsselpersonen sind Angehörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeit der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, sowie der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung der Bevölkerung und der Aufrechterhaltung zentra-
ler Funktionen des öffentlichen Lebens dient. Dazu zählen insbesondere:  
Alle Einrichtungen, die der Gesundheitsversorgung und der Pflege sowie der Be-
hindertenhilfe, Kinder- und Jugendhilfe der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr (Feuerwehr, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz), der Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Te-
lekommunikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der Lebensmit-
telversorgung und der Handlungsfähigkeit zentraler Stellen von Staat, Justiz und 
Verwaltung dienen.  
 
3. Die Unentbehrlichkeit ist der betreffenden Einrichtung gegenüber durch eine 
schriftliche Bestätigung des jeweiligen Arbeitgebers bzw. Dienstvorgesetzten 
nachzuweisen.  
 
4. Ausgenommen sind weiterhin Nutzerinnen und Nutzer deren pflegerische oder 
soziale Betreuung für den Zeitraum, in dem sie sich normalerweise in einer WfbM 
aufhalten, nicht sichergestellt ist. Die Träger der WfbM sind angehalten, für die be-
troffenen Personen eine Betreuung im notwendigen Umfang sicher zu stellen. Sie 
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sollten zu diesem Zweck mit Anbietern von Wohnungseinrichtungen zusammen-
arbeiten.  
 
5. Ausgenommen sind zudem diejenigen Rehabilitandinnen und Rehabilitanden, 
die einen intensiven und persönlichen Betreuungsaufwand benötigen, dem im 
häuslichen Rahmen nicht entsprochen werden kann. Für diese Teilnehmenden 
kann auf Elternwunsch bzw. auf Bedarfsmeldung des/der Teilnehmenden im Ein-
zelfall nach Entscheidung der Schulleitung ein Betreuungsangebot vor Ort in der 
Einrichtung sichergestellt werden. Da dieser Personenkreis zur besonders vul-
nerablen Bevölkerungsgruppe gehört, sind entsprechende Schutzmaßnahmen zu 
beachten. Zur Flankierung der kontaktreduzierenden Maßnahmen kann, soweit 
möglich, das Unterrichtsgeschehen auf virtuelle Lernwelten umgestellt werden 
und durch die Bildungsträger weiter begleitet werden.  
 
6. Ausgenommen sind darüber hinaus Nutzerinnen und Nutzer von Tages- und 
Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch, deren 
häusliche Versorgung bei Wegfall der teilstationären Pflege und Betreuung glaub-
haft gefährdet wäre. Über die Gewährung einer Ausnahmeregelung entscheidet die 
Leitung der bisher genutzten Einrichtung im Einzelfall unter Abwägung der Ge-
samtumstände – insbesondere der erhöhten Gefahren durch das neuartige 
Corona-Virus SARS-CoV-2 einerseits und einer drohenden unzureichenden häus-
lichen Versorgung sowie verbesserter Schutzvorkehrung bei einer Reduzierung 
der Zahl der in der Einrichtung zu versorgenden Personen andererseits.  
 
7. Die Betreuungsverbote unter 1. gelten auch für interdisziplinäre oder heilpäda-
gogische Frühförderstellen, heilpädagogische Praxen und Autismuszentren, so-
weit dies nicht medizinisch dringend notwendig angezeigt ist. Daneben gelten die 
Betretungsverbote unter 1. auch für Betreuungsgruppen, die als Angebote zur Un-
terstützung im Alltag im Sinne der Anerkennungs- und Förderungsverordnung 
(AnFöVO) anerkannt wurden.  
 
8. Zu den Ausnahmen, die unter Ziffern 2 sowie 4 - 7 bestimmt sind, gilt, dass ein 
zumutbarer Transport für den Hin- und Rückweg sicher zu stellen ist, der die der-
zeit besonderen Risiken durch eine Infektion mit SARS-CoV-2 berücksichtigt.  
 
9. Auf die sofortige Vollziehung nach § 28 Abs. 3 i.V.m. § 16 Abs. 8 IFSG wird hin-
gewiesen.  
 
10. Für jeden Fall einer Zuwiderhandlung gegen die Anordnungen zu 1 bis 9 wird 
ein Zwangsgeld in Höhe von 50.000 Euro oder unmittelbarer Zwang angedroht.  
 
11. Nachrichtlich wird mitgeteilt, dass Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnun-
gen strafbar sind.  
 
12. Bekanntgabe  
 
Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 41 Absatz 3 und 4 VwVfG NRW öf-
fentlich bekannt gemacht.  
 
Sachverhalt:  
Die Stadt Erwitte hat als zuständige Ordnungsbehörde dafür Sorge zu tragen, dass die 
zur Verhinderung der Verbreitung von SARS-CoV-2 notwendigen Schutzmaßnahmen 
getroffen werden.  
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Aufgrund aktueller Entwicklungs- und Erkenntnislage, insb. der stark zunehmenden Aus-
breitung von SARS-CoV-2, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass keine Schutzmaß-
nahmen getroffen werden können, die gleich effektiv aber weniger eingriffsintensiv sind, 
als die im Tenor genannten Anordnungen und Verbote. Das Auswahlermessen der Stadt 
Erwitte reduziert sich dahingehend, dass nur die Absage oder zeitliche Verschiebung bis 
zur Änderung der Gefährdungslage und Aufhebung der angeordneten Maßnahmen in 
Betracht kommt.  
 
Begründung:  
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch 
in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche 
Infektionen.  
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen 
und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforder-
lich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung – insbesondere Verzö-
gerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unterbrechen.  
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z. B. durch 
Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte Personen 
kann es leicht zu Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen.  
 
Zu 1.:  
Zu den erforderlich kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört auch eine Beschränkung 
der Ausbreitung auf der Grundlage von § 28 IfSG in Tages- und Nachtpflegeeinrichtun-
gen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Einrich-
tungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichba-
ren Angebote). Dort bzw. auf dem gemeinsamen Transport in die genannten Einrichtun-
gen treten insbesondere Menschen, die durch Alter, Vorerkrankung oder Behinderung 
einem besonderen Risiko des Corona-Virus ausgesetzt sind, in engen Kontakt miteinan-
der.  
Hinzu kommt, dass das Einhalten disziplinierter Hygieneetiketten zudem abhängig von 
der Möglichkeit der Übernahme von (Eigen-)Verantwortung ist und bei den Nutzerinnen 
und Nutzern der beschriebenen Einrichtungen häufig nicht vorausgesetzt werden kann. 
Damit steigt die Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb dieser Einrichtungen verbreiten 
und in die Familien bzw. Wohngruppen weitergetragen werden. Aus diesen Gründen ist 
nach Abwägung aller Umstände eine allgemeingültige Anordnung erforderlich, um eine 
Verbreitung der Infektion zu verhindern. 
 
Zu 2.:  
Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische und pflegerische Versor-
gung der Bevölkerung muss unter Berücksichtigung der Erforderlichkeit der Zugangsbe-
schränkung zu Tages- und Nachtpflegeeinrichtungen im Sinne des Elften Buches Sozi-
algesetzbuch sowie zu tagesstrukturierenden Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
(Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleichbaren Angebote) aufrechterhalten 
werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, die Arbeitsfähigkeit der 
genannten Personengruppen nicht aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer Angehörigen 
zu beeinträchtigen. Zu den üblichen Betreuungszeiten ist daher eine Beaufsichtigung 
und Betreuung in der jeweiligen Einrichtung für Angehörige von Schlüsselpersonen si-
cherzustellen. Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich um die Zahl der in den 
genannten Einrichtungen zu betreuenden Menschen so gering wie möglich zu halten, 
damit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 entgegengewirkt werden kann. Ande-
renfalls wäre die Maßnahme des Betretungsverbots von Tages- und Nachtpflegeeinrich-
tungen im Sinne des Elften Buches Sozialgesetzbuch sowie tagesstrukturierenden Ein-
richtungen der Eingliederungshilfe (Werkstätten, Tagesstätten oder sonstigen vergleich-
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baren Angebote) nicht effektiv, wenn die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen 
dort aufhalten würden.  
 
Zu 3.:  
Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nachweis des Betreuungsbe-
darfs.  
 
Zu 4.:  
Die in den Werkstätten beschäftigten Menschen mit Behinderungen benötigen teilweise 
den Besuch der Werkstatt als eine tagesstrukturierende Maßnahme. Selbstverständlich 
hat der Gefahrschutz auch in Werkstätten höchste Priorität. Die dort beschäftigten be-
hinderten Menschen haben aber auch einen Anspruch auf diese Teilhabeleistung. An-
ders als bei Kindertageseinrichtungen stehen ihnen keine unterhaltsverpflichteten Per-
sonen zur Seite. Hinzu kommt, dass ein Teil der Betreuungs-Personen (in den Familien) 
hochaltrig ist und schnell überfordert sein kann. Werden Werkstätten geschlossen, ist 
deshalb durch den Träger sicherzustellen, dass zumindest die Personen, die auf eine 
Betreuung angewiesen sind, diese auch erhalten. Die Betreuung kann dabei z.B. auch in 
Zusammenarbeit mit Wohnanbietern geleistet werden.  
 
Zu. 5.:  
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genann-
ten, besonders schutzbedürftigen Personengruppen an. Gleichwohl kann die stabilisie-
rende Wirkung der Förderung in den entsprechenden Bildungseinrichtungen nicht außer 
Acht gelassen werden, so dass hier entsprechende Differenzierungen im Interesse der 
Menschen mit Behinderungen möglich sein müssen.  
 
Zu 6.:  
Bei einigen Nutzerinnen und Nutzern ist die Betreuung in einer Tages- und Nachtpflege-
einrichtung unverzichtbarer Baustein zur Aufrechterhaltung der häuslichen Versorgung. 
Die pflegenden Personen sind oftmals selbst hochaltrig und gesundheitlich vorbelastet. 
Ohne die Möglichkeit zur weiteren Nutzung eines Angebots der Tages- und Nachtpflege 
kann das Risiko einer Überforderung und in der Folge des dauerhaften Zusammen-
bruchs der häuslichen Versorgung nicht ausgeschlossen werden. 
Andererseits bestehen ggf. Möglichkeiten, das Infektionsrisiko in den Einrichtungen 
durch die angestrebte Reduzierung der Zahl der gleichzeitigen Nutzerinnen und Nutzer 
zu minimieren. z.B. durch Einzeltransporte in die Einrichtung und wieder zurück in die ei-
gene Häuslichkeit oder durch größere räumliche Abstände der Nutzerinnen und Nutzer 
während der Betreuung in der Einrichtung, die durch eine reduzierte Zahl gleichzeitiger 
Nutzerinnen und Nutzer ermöglicht werden. Dies ist durch den Leiter der jeweiligen Ein-
richtung bei seiner Entscheidung über die Aussprache des Betretungsverbots zu berück-
sichtigen.  
 
Zu 7.:  
Die Nutzerinnen und Nutzer dieser Einrichtungen gehören auch der unter Zu 1. genann-
ten, besonders schutzbedürftigen Personengruppe an, weshalb auch hier entsprechende 
kontakt-reduzierende Maßnahmen erforderlich sind.  
 
Zu 8.:  
Den Anforderungen des erhöhten Infektionsschutzes soll während gemeinsamer Hin- 
und Rückfahrten mehrerer Nutzerinnen und Nutzer der Einrichtung durch angemessene 
Maßnahmen Rechnung getragen werden, dazu können insbesondere erhöhte Sicher-
heitsabstände zwischen den Mitfahrenden beitragen.  
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Rechtsgrundlage  
Rechtsgrundlage für die o. g. Anordnungen ist § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 Infektions-
schutzgesetz (IfSG).  
 
Sofortige Vollziehung  
Diese Anordnung ist kraft Gesetzes sofort zu vollziehen: Widerspruch und Anfechtungs-
klage haben also keine aufschiebende Wirkung (§ 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG).  
 
Zwangsmittelandrohungen  
Die Androhung eines Zwangsgeldes bzw. des unmittelbaren Zwangs erfolgen gem. § 63 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (Fristbestim-
mung).  
 
Strafbarkeit  
Zuwiderhandlungen sind strafbar.  
 
Bekanntmachung  
Die Bekanntgabe durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt gem. § 13 Abs. 3 der Haupt-
satzung der Stadt Erwitte durch Aushang im Schaukasten am Rathaus, Am Markt 13, 
sowie auf der Internetseite der Stadt Erwitte (www.erwitte.de).  
 
Rechtsbehelfsbelehrung  
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
Klage beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, schriftlich o-
der zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die 
Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verantworten-
den Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten techni-
schen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung 
über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über 
das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr Verord-
nung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fas-
sung. Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
 
 
Erwitte, 18.03.2020  
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Wessel  

 

http://www.erwitte.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 

Allgemeinverfügung 

zum Zwecke der Verhütung und Bekämpfung der Übertragung von SARS-CoV-2 
(Corona-Virus) 

hier:  Reiserückkehrer aus Risikogebieten - Anordnung häusliche Quarantäne 

Aktuelle Risikogebiete nach dem RKI (Stand: 15.03.2020): 

Italien, Iran, In China: Provinz Hubei (inkl. Stadt Wuhan), In Südkorea: Provinz 
Gyeongsangbuk-do (Nord-Gyeongsang), In Frankreich: Region Grand Est (diese 
Region enthält Elsass, Lothringen und Champagne-Ardenne), In Österreich: Bun-
desland Tirol, In Spanien: Madrid, In USA: Bundesstaaten Kalifornien, Washington 
und New York  

 - die sich im weiteren Verlauf herausstellenden Risikogebiete eingeschlossen (vgl. 
unter  www.rki.de) 

 

Die Stadt Erwitte als örtliche Ordnungsbehörde erlässt hiermit folgende Allgemeinverfügung: 

 

Meine Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 zu kontaktreduzierenden Maßnahmen wird wie 
folgt ergänzt und aktualisiert: 

I.  
Für Reiserückkehrer aus Risikogebieten ordne ich - unabhängig davon, ob sie Symp-
tome einer Corona-Virus-Infektion haben oder nicht - für 14 Tage die Isolierung in 
häusliche Quarantäne ab dem Tag der Reiserückkehr an.  

Das bedeutet: 

1. Es ist Ihnen in dieser Zeit untersagt, Ihre Wohnung ohne die ausdrückliche Zustim-
mung des Gesundheitsamtes Kreis Soest zu verlassen.  

2. Ferner ist es Ihnen in dieser Zeit untersagt, Besuch von Personen zu empfangen, die 
nicht Ihrem Haushalt angehören. 

3. Sollte ein Kontakt mit anderen Personen zwingend notwendig werden, stimmen Sie 
dies mit dem Gesundheitsamt Kreis Soest ab. Für diesen Fall sind Sie verpflichtet, 
Schutzmaßnahmen zu treffen. Auch diese müssen Sie vorab mit dem Gesundheitsamt 
Kreis Soest abstimmen. 

4. Ausgehend von Ihrem weiteren Gesundheitsverlauf behalte ich mir vor, die häusliche 
Quarantäne zu verlängern. 

5. Eine Entisolierung kann zum Ende der Quarantäne nach Rücksprache mit dem Ge-
sundheitsamt bei mindestens 48 Stunden Symptomfreiheit erfolgen. 

Für die Zeit der Quarantäne unterliegen Sie der Beobachtung durch das Gesundheits-
amt Kreis Soest.  

Dabei gilt:  

Den Anordnungen des Gesundheitsamtes Kreis Soest haben Sie Folge zu leisten. Sie haben 
Untersuchungen und Entnahmen von Untersuchungsmaterial durch die Beauftragten des 
Gesundheitsamtes Kreis Soest an sich vornehmen zu lassen, insbesondere erforderliche 
äußerliche Untersuchungen, Abstriche von Haut und Schleimhäuten, Blutentnahmen und 
Röntgenuntersuchungen, sowie das erforderliche Untersuchungsmaterial auf Verlangen be-
reitzustellen. Sie können vom Gesundheitsamt Kreis Soest vorgeladen werden. Sie sind ver-
pflichtet, den Beauftragten des Gesundheitsamtes Kreis Soest zum Zwecke der Befragung 

http://www.rki.de/
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oder der Untersuchung den Zutritt zu Ihrer Wohnung zu gestatten und auf Verlangen ihnen 
über alle Ihren Gesundheitszustand betreffenden Umstände Auskunft zu geben.  

Ein Mitarbeiter des Gesundheitsamtes Kreis Soest wird sich regelmäßig melden um sich 
über die häusliche Quarantäne sowie über den Gesundheitszustand informieren zu lassen.  

Sollten Sie Symptome entwickeln, werden Sie gebeten, das Gesundheitsamt Kreis Soest un-
ter der Telefonnummer 02921/30-2130 zu kontaktieren. 

Bis zum Ende der Quarantäne gebe ich Ihnen in Abstimmung mit dem Gesundheits-
amt Kreis Soest auf: 

1. zweimal täglich Ihre Körpertemperatur zu messen; 

2. täglich ein Tagebuch zu Symptomen, Körpertemperatur, allgemeinen Aktivitäten und 
Kontakten zu weiteren Personen zu führen (für die zurückliegenden Tage bitte soweit 
Sie sich erinnern). 

3. Folgende Hygieneregeln zu beachten:  

- Minimieren Sie soweit möglich die Kontakte zu anderen Personen. 

- Stellen Sie nach Möglichkeit eine Einzelunterbringung in einem gut belüftbaren 
Einzelzimmer sicher. 

- Begrenzen Sie die Anzahl und Enge Ihrer Kontakte bestmöglich, insbesondere 
gegenüber Personen, die einer Risikogruppe angehören (Immunsupprimierte, 
chronische Kranke, ältere Personen). Empfangen Sie keinen unnötigen Besuch. 

- Haushaltspersonen und eventuelle Besucher sollten sich in anderen Räumen 
aufhalten oder, falls dies nicht möglich ist, einen Mindestabstand von mindestens 
1 m – 2 m zu Ihnen einhalten. Alternativ: die Nutzung gemeinsamer Räume sollte 
auf ein Minimum begrenzt werden und möglichst zeitlich getrennt erfolgen. Eine 
zeitliche Trennung kann z.B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht ge-
meinsam, sondern nacheinander eingenommen werden. Eine räumliche Tren-
nung kann z.B. dadurch erfolgen, dass Sie sich in einem anderen Raum als die 
anderen Haushaltsmitglieder aufhalten. 

- Stellen Sie sicher, dass Räume, die von mehreren Personen genutzt werden (z. 
B. Küche, Bad) regelmäßig gut gelüftet werden. 

- Halten Sie beim Husten und Niesen Abstand zu anderen und drehen Sie sich 
weg; halten Sie die Armbeuge vor Mund und Nase oder benutzen Sie ein Ta-
schentuch, das sie sofort entsorgen. Waschen Sie sich regelmäßig die Hände 
gründlich mit Wasser und Seife und vermeiden Sie das Berühren von Augen, 
Nase und Mund.  

- Händehygiene sollte vor und nach der Zubereitung von Speisen, vor dem Essen, 
nach dem Toilettengang und immer dann durchgeführt werden, wenn die Hände 
sichtbar schmutzig sind. Führen Sie die Händehygiene mit Wasser und Seife 
durch. 

- Bei Verwendung von Wasser und Seife sind Einweg-Papiertücher zum Trocknen 
der Hände das Mittel der Wahl. Wenn nicht verfügbar, verwenden Sie Handtü-
cher und tauschen diese aus, wenn sie feucht sind. 

- Gesunde sollten nicht dieselben Handtücher verwenden wie Erkrankte. 

II. Die vorstehende Anordnung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar.  

III. Im Fall einer Zuwiderhandlung gegen die Anordnung zu I. wird ein Zwangsgeld in 
Höhe von 50.000 Euro angedroht. 

IV. Nachrichtlich wird mitgeteilt: 

https://www.infektionsschutz.de/haendewaschen/
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Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnungen sind strafbar.  

V. Bekanntgabe 
Diese Allgemeinverfügung wird hiermit gemäß § 41 Absatz 3 und 4 VwVfG NRW 
öffentlich bekannt gemacht und gilt bis einschließlich 19.04.2020. Eine Verlänge-
rung ist möglich.  

 

Begründung 

1. Sachverhalt 

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Auch in 
Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infekti-
onen. Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen Tagen 
und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, 
weitere – über die bisherigen Maßnahmen hinausgehende – kontaktreduzierende Maßnah-
men zur Beeinflussung der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu unter-
brechen.  

SARS-CoV-2 wird von Mensch zu Mensch übertragen. Hauptübertragungsweg ist die Tröpf-
cheninfektion. Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die Schleimhäute der Atemwe-
ge geschehen oder auch direkt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasenschleimhaut so-
wie der Augenbindehaut in Kontakt gebracht werden. Insofern erhöht sich das Risiko einer 
Ansteckung mit dem SARS-CoV-2 Virus bei sozialen Kontakten und damit die Gefahr, dass 
sich die Infektion in der Bevölkerung weiter verbreitet.  

Die Stadt Erwitte hat als zuständige Ordnungsbehörde dafür Sorge zu tragen, dass die zur 
Verhinderung der Verbreitung von SARS-CoV-2 notwendigen Schutzmaßnahmen getroffen 
werden. 

Auf die sofortige Vollziehung nach § 28 Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG wird hingewie-
sen. 

2. Rechtliche Würdigung 

Für die Anordnung von Schutzmaßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer 
Krankheiten nach dem Infektionsschutzgesetz ist die Stadt Erwitte als örtliche Ordnungsbe-
hörde gem. §§ 16 Abs.1, 28 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 30 Abs. 1 S. 2 Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) i.V.m.  §§ 2, 3 der Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infekti-
onsschutzgesetz (ZVO-IFSG) sachlich und örtlich zuständig. 

Nach Einschätzung des Robert-Koch-Instituts (RKI) sind zur Bewältigung der aktuellen Wei-
terverbreitung des Virus „massive Anstrengungen auf allen Ebene des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes erforderlich“. Es wird das Ziel verfolgt, die Infektionen in Deutschland so früh 
wie möglich zu erkennen und die weitere Ausbreitung des Virus so weit wie möglich zu ver-
zögern. Damit sind gesamtgesellschaftliche Anstrengungen wie die Reduzierung von sozia-
len Kontakten mit dem Ziel der Vermeidung von Infektionen im privaten, beruflichen und öf-
fentlichen Bereich verbunden. Vor dem Hintergrund der dynamischen Entwicklung der 
SARS-CoV-2 Infektionen müssen weiterhin kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflus-
sung, insbesondere Verzögerung der Ausbreitungsdynamik, ergriffen und Infektionsketten 
unterbrochen werden. Durch die durch diese Maßnahmen verlangsamte Weiterverbreitung 
des Virus kann die dringend erforderliche Zeit gewonnen werden, um im Interesse des Ge-
sundheitsschutzes vulnerabler Personengruppen das Gesundheitssystem leistungsfähig zu 
halten.  
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Zu Ziffer I: 

Zur Anordnung von Schutzmaßnahmen in Ziffer I dieser Verfügung bin ich gem. § 28 Abs.1 
S. 1 i.V.m. § 30 Abs. 1 S. 2, § 16 Abs. 1 IfSG ermächtigt.  

Zweck des IfSG ist es, übertragbare Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, Infektionen 
frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern bzw. zu bekämpfen.  

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG, 
der von Mensch zu Mensch übertragbar ist.  

Ansteckungsverdächtig ist gemäß § 2 Nr. 7 IfSG eine Person, von der anzunehmen ist, dass 
sie Krankheitserreger aufgenommen hat, auch ohne krank, krankheitsverdächtig oder Aus-
scheider zu sein. Die Aufnahme von Krankheitserregern ist anzunehmen, wenn die betroffe-
ne Person mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Kontakt zu einer infizierten Person hatte. Für 
die Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckungsgefahr gilt dabei kein strikter, 
alle möglichen Fälle gleichermaßen erfassender Maßstab. Vielmehr ist der geltende Grund-
satz heranzuziehen, dass an die Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts umso geringere 
Anforderungen zu stellen sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende 
Schaden ist (vgl. Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 22.03.2012, Az. 3 C 16/11).  

Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem neuartigen Erreger aufgrund seiner recht ho-
hen Übertragbarkeit und der mitunter schweren bis hin zu tödlichen Krankheitsverläufe für 
die öffentliche Gesundheit in Deutschland und weltweit ausgeht, sind an die Wahrscheinlich-
keit einer Ansteckung eher geringe Anforderungen zu stellen, so dass hier das Übertra-
gungsrisiko aufgrund des aktuellen Aufenthaltes in einem nach dem Robert-Koch-Institut 
ausgewiesenen Risikogebiet ausreicht, um Verhütungs- und/oder Bekämpfungsmaßnahmen 
wie vorliegend anzuordnen.  

Dies gilt einmal mehr, als dass die Zahl der SARS-CoV-2-Infizierten im Kreis Soest bei den 
Reiserückkehrern aus den Risikogebieten, insbesondere den Skigebieten, aktuell drastisch 
gestiegen ist. 

Ist aufgrund des aktuellen Aufenthaltes in einem Risikogebiet die Wahrscheinlichkeit der An-
steckungsgefahr anzunehmen, so stellt die Quarantäne ein geeignetes Mittel zur Verhinde-
rung der weiteren Verbreitung der Krankheit dar. Für den Betroffenen weniger einschneiden-
de gleich geeignete Mittel sind nicht ersichtlich. Die Dauer der Quarantäne ergibt sich aus 
der maximalen Inkubationszeit zwischen einer möglichen Ansteckung und dem ersten Auf-
tauchen von Krankheitssymptomen.  
 
Die sich aus der Quarantäne ergebenden Einschränkungen stehen nicht außer Verhältnis zu 
dem Ziel, eine Weiterverbreitung dieses Krankheitserregers in der Bevölkerung zu verhin-
dern. Mit der häuslichen Durchführung der Quarantäne wird den Belangen der betroffenen 
Person so weit wie möglich Rechnung getragen. 

Die Maßnahmen dienen dem Zweck, eine aus fachlicher Sicht zu erwartende Ausbreitung 
von COVID’19 zeitlich und räumlich zu verlangsamen und in der gegenwärtigen Lage insbe-
sondere von der noch anhaltenden Influenzawelle zu entkoppeln. Eine zeitlich langsamere 
Ausbreitung hat den Vorteil, dass die medizinischen Versorgungssysteme über einen größe-
ren Zeitraum in Anspruch genommen werden, sodass die punktuelle Belastung geringer und 
eine Überlastung vermieden wird. Die Anordnungen sind zur Risikominimierung erforderlich, 
um nach dem Stand der medizinischen Erkenntnisse insbesondere auch besonders vul-
nerable Personengruppen vor einer Ansteckung mit SARS-CoV-2 zu schützen. Unter Be-
rücksichtigung dieser Faktoren sind die in dieser Verfügung benannten Maßnahmen verhält-
nismäßig. Das Infektionsschutzgesetz lässt ausdrücklich die Einschränkung von Persönlich-
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keitsrechten zu. Soweit Grundrechte eingeschränkt werden, sind die Maßnahmen in Anbe-
tracht der vorrangigen Interessen der Gesundheitssicherung der Bevölkerung, insbesondere 
der besonderen Risikogruppen, gerechtfertigt.  
 
Rechtsgrundlage für die Beobachtung ist § 29 IfSG. Die Maßnahmen sind notwendig, um 
festzustellen, ob sich das Ansteckungsrisiko realisiert hat und damit tatsächlich das Risiko 
einer Weiterverbreitung des Erregers in der Bevölkerung besteht, um ggf. weitergehende 
Schutzmaßnahmen zu treffen.  
 

Die Situation wird laufend weiter beobachtet, Diese Anordnung wird ggf. angepasst oder 
aufgehoben. Die jeweils geltende Fassung dieser Verfügung wird im Internet unter 
www.erwitte.de  zu jedermanns Einsicht und Information bereitgehalten.  

Zu Ziffer II. – Sofortige Vollziehung 

Diese Anordnung ist kraft Gesetzes sofort zu vollziehen: Widerspruch und Anfechtungsklage 
haben also keine aufschiebende Wirkung (§ 28 Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG). 

Zu Ziffer III. – Zwangsgeldandrohung 

Die Androhung eines Zwangsgeldes erfolgt gem. § 63 des Verwaltungsvollstreckungsgeset-
zes des Landes Nordrhein-Westfalen. Das angedrohte Zwangsgeld ist nach den Grundsät-
zen der Verhältnismäßigkeit geeignet, erforderlich und angemessen. Einer gesonderten 
Fristbestimmung bedarf es nicht, da eine sofortige Duldung und Unterlassung erzwungen 
wird. 

Zu Ziffer IV.– Strafbarkeit 

Die in Ziffer 1 enthaltene Anordnung findet ihre Grundlage in § 28 Abs. 1, 16 Abs.1 IfSG. 
Zuwiderhandlungen sind daher u.a. strafbar nach § 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 IfSG. 

Zu Ziffer V. – Bekanntmachung 

Die Bekanntgabe durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt gem. § 13 Abs. 3 der Hauptsat-
zung der Stadt Erwitte durch Aushang im Schaukasten am Rathaus, Am Markt 13, sowie auf 
der Internetseite der Stadt Erwitte (www.Erwitte.de).  

Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Allgemeinverfügung zunächst bis einschließlich 
19.04.2020 befristet. Die zeitliche Beschränkung kann bei Fortbestand des Übertragungsrisi-
kos entsprechend verlängert werden.  

Ihre Rechte 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage er-
hoben werden.  
 
Sie müssen Ihre Klage  
 

 innerhalb eines Monats, nachdem die Allgemeinverfügung bekanntgegeben wurde  

http://www.erwitte.de/
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 schriftlich oder mündlich zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Post-
stelle  

 beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg  
 
erheben.  
 
Weitere Informationen zur Klageeinreichung in elektronischer Form erhalten Sie auf der In-
ternetseite www.justiz.de.  
 
Gemäß § 28 Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG haben Widerspruch und Anfech-
tungsklage gegen die vorgenannten Maßnahmen keine aufschiebende Wirkung. Das bedeu-
tet, dass den Anordnungen in dieser Allgemeinverfügung auch dann nachzukommen ist, 
wenn Klage erhoben wurde. 
 

Erwitte, 19.03.2020 
 
 
Der Bürgermeister  
 
gez. Wessel 

http://www.justiz.de/
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Öffentliche Bekanntmachung 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Erwitte vom 23.3.2020 zur Sicherstellung der medizini-
schen und pflegerischen Versorgung im Rahmen der Bekämpfung von übertragbaren 
Krankheiten nach dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrank-
heiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG) 

 
I. Anordnung 

Zunächst bis einschließlich 19.04.2020 gelten folgende Anordnungen: 
Ausgenommen von den mit Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 angeordneten 
Betretungsverboten sind 
- für Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den 

Krankenhäusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtun-
gen, Tageskliniken 

- stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe, besondere 
Wohnformen im Sinne des SGB IX sowie ähnliche Einrichtungen 

Personen, die für die medizinische oder pflegerische Versorgung oder die Auf-
rechterhaltung des Betriebes zwingend erforderlich sind. Die Entscheidung obliegt 
der jeweiligen Einrichtungsleitung und soll entsprechend dokumentiert werden. Die je-
weils aktuell geltenden RKI -Richtlinien sind zu beachten. 
Im Übrigen gelten die mit der Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 angeordneten Betre-
tungsverbote uneingeschränkt fort. 

 
II. Diese Allgemeinverfügung ist sofort vollziehbar. 
 
III. Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG NRW öffentlich be-

kannt gemacht und gilt am auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gege-
ben. Die Anordnungen unter Ziff. I treten mit dem auf die Bekanntgabe folgenden Tag ab 
sofort in Kraft. 

 
IV. Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnung wird hingewiesen (§ 

75 Abs. 1, Abs. 3 Infektionsschutzgesetz). 

 
Begründung: 
Zu I.  
Mit der Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 wurden umfangreiche Betretungsverbote für in-
fektionssensible Einrichtungen angeordnet, um die Sicherheit der Patientinnen und Patienten 
sowie der Nutzerinnen und Nutzer bestmöglich zu gewährleisten und das aktuelle Infektions-
geschehen insgesamt durch möglichst umfassende kontaktreduzierende Maßnahmen zu 
verlangsamen. Die jetzt getroffene Ausnahmeregelung zu den Betretungsverboten ist zur 
Aufrechterhaltung der zwingend notwendigen Behandlungs- und Betreuungskapazitäten in 
den aufgeführten Bereichen erforderlich. Mit der Maßgabe, dass die jeweils aktuell geltenden 
RKI-Richtlinien berücksichtigt werden und damit ein Infektionsrisiko so weit wie möglich re-
duziert wird, überwiegt das Interesse an dieser Aufrechterhaltung der Behandlung und Be-
treuung das Interesse an einer Kontaktreduzierung. 
Die Entscheidung über die Unverzichtbarkeit der betroffenen Personen für die Aufrechterhal-
tung des Betriebes im Einzelfall kann nur die Einrichtungsleitung unter Berücksichtigung aller 
Umstände vor Ort entscheiden. Dabei ist die besondere Vulnerabilität der in den Einrichtun-
gen betreuten Menschen zu berücksichtigen. Zur Nachvollziehbarkeit der Ausnahmen vom 
Betretungsverbot sollen die Entscheidungen dokumentiert werden (Name der betreffenden 
Personen, Entscheidungsperson, kurze Begründung) wobei an die Dokumentation keine be-
sonderen Anforderungen zu stellen sind. 
Die Betretungsverbote für alle anderen Personen bleiben unverändert bestehen. 
Die Anordnung ist daher insgesamt geeignet, erforderlich und angemessen. 
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Zu II.  
Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Abs. 3 i.V.m.  16 Abs. 
8 IfSG. Anfechtungsklagen haben keine aufschiebende Wirkung. 
 
Zu IV.  
Die Strafbarkeit von Zuwiderhandlungen gegen diese Anordnung ergibt sich aus § 75 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 3 IfSG.“ 
Zuständige Behörde für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind nach § 3 ZVO-IfSG Städte und 
Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden 
 
Bekanntmachung 
Die Bekanntgabe durch öffentliche Bekanntmachung erfolgt gem. § 13 Abs. 3 der Hauptsat-
zung der Stadt Erwitte durch Aushang im Schaukasten am Rathaus, Am Markt 13, sowie auf 
der Internetseite der Stadt Erwitte (www.erwitte.de).  
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Kla-
ge beim Verwaltungsgericht Arnsberg, Jägerstraße 1, 59821 Arnsberg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage kann 
auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das 
Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für 
die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen 
sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des 
elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 
3803) in der jeweils geltenden Fassung. Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der 
Internetseite www.justiz.de. 
 
Erwitte, 23.03.2020 
 
Der Bürgermeister 
gez. Wessel 

 

http://www.erwitte.de/
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